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An die stimmberechtigten der Politischen Gemeinde wädenswil

nocrütZt auf S 7 der Gemeindeordnung unterbreiten wir lhnen zur

Xitiit.'ns durch die urne:

nan Antrag des Gemeinderates betreflend Einführung der ausser-

iääiui"r.,"n Gemeindeorganisation mit Grossem Gemeinderat

r^,ir taden sie ein, die Vorlage zu prüfen und am Abstimmungstage,

äänni"S, den 6. Juni 1971, lhre Stimr.ne über Annahme oder Verwer-

ffi ;;; Antrages auf dem Stimmzettel mit "Ja" edsl *ftlsll' ab-

zugeben'

Wädenswil, 14. APril 1971

Gemeinderat Wädenswil

Der Gemeindepräsident: F. Störi

Der Gemeinderatsschreiber: E. Bader
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YVeisung

des Gemeinderates an die Stimmberechtigten

belreffendEinlührungderausserordentlichenGemeindeorganisation
mit Grossem Gemeinderat

Antrag

1. Auf das Frühjahr 1974 ist der Grosse Gemeinderat (Gemeinde-
'' 

fartamentl anstelle der Gemeindeversammlung einzuführen'

2.DerGemeinderatwirdbeauftragt,rechtzeitigeinenentsprechenden' 
Än,rug auf Totalrevision der Gemeindeordnung zur Urnenabstim-

mung vorzulegen.

Bericht

Als die Politische Gemeinde wädenswil 1927 sich eine neue Gemein-

Jroänrng gab, tat sie bereits den ersten Schritt zur ausserordentli-

.Ä.n e 
"Ä"indeorganisation 

im sinne des kantonalen Gemeinde-

gär"o".. Sie veizichtete teilweise auf die bis dahin gehabte

ieine Gemeindeversammlungsdemokratie, indem sie ihr die wichtig-

sten Geschäfte wegnahm und der sogenannten fakultativen urnen-

Itrtirtrng untersiellte. Mit diesem Organ wollte man die Stimm-

üäi"i[grng-heben und wenigstens bedeutungsvollere Angelegenhei-

i.n Z,ifutti"ntscheiden der sihon damals verhältnismässig schwach

besuchten Gemeindeversammlung entziehen. so verständlich dieser

Schrittwarundsozweckdienlichersichauswirkte'einNachteil
wohnteihminne:mitderWegnahmederwichtigerengemeindepoliti.
schen sachgeschäfte verband sich eine Kompetenzeinbusse und da-

mit eine den Besuch weiter herabsetzende Abwertung der Gemeinde-

versammlung.

Die seit den Zwanzigerjahren eingetretene siedlungsmässige' wirt-

schaftliche, gesellschäftliche und politische Entwicklung hat im Kreise

der Einwohnerschaft wie der Behörden vermehrt zur Frage geführt'

ob es nicht an der Zeit wäre, gelegentlich die volle ausserordentliche
Gemeindeorganisation mit Grossem Gemeinderat anstelle der nur

noch beschränkt zur politischen Willensbildung herangezogenen Ge-

meindeversammlung einzuführen.
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Geqensatz zu Urnenabstimmungen und Urnenwahlen gibt es zur

Stimmabgabe in der Gemeindeversammlung kein Stellvertretungs-

recht, keine erleichterte vorzeitige Stimmbabgabe und keine solche

auf dem Korrespondenzweg. Kranke, Gebrechliche, Betagte, Müt-

ter von Kleinkindern und Ortsabwesende sind so von der versamm-

lungsmässigen Mitsprache und Mitentscheidung ausgeschlossen.

Als Organ der politischen Willensbildung ist die Gemeindever-
sammlung eine Einrichtung des vergangenen Jahrhunderts. Nie-

mand konnte vor hundert und mehr Jahren die bevölkerungsmäs-
sige Entwicklung noch die Verleihung des Stimmrechts an die
Frauen voraussehen. Die Versammlungsdemokratie war zugeschnit-
ten auf kleine, einfache und leicht überschaubare Verhältnisse,
aber auch eine weit geringere Zahl von Sachgeschäften als sie
heute, unter in jeder Hinsicht ganz anders gearteten Verhältnissen,
abgewickelt werden müssen.

4. Gemeindeversammlungen sind nicht Landsgemeinden gleichzu-
setzen, die im Jahr nur einmal unter freiem Himmel stattfinden. Sie
sind, jährlich sich wiederholend, auf geschlossene Räume an-
gewiesen. Einst stellte dies bei der verhältnismässig geringen Zahl
an Stimmberechtigen kein besonderes Problem dar. Die gewaltige
Bevölkerungsvermehrung und die Ausdehnung des Erwachsenen-
stimmrechts lassen aber heute die Versammlungsdemokratie von
der Raumfrage her als äusserst fragwürdig erscheinen, wie folgende
auf Wädenswil bezogene Zahlen dies zeigen:

Jah r Zahl der Stimmberechtigten Platzangebot in der Kirche
absolut in o/o

1870
1900
1969
1 970
1971 (Ende)
1Q7'

1973174
1975177

1300
1 900
3300
8000

ca. 8500-
ca. 9500.
ca.11000-
ca.12500-

1750
1750
1 500
1 500
1 500
1 500
'1500

1 500

'100 o/o

92olo
45 olo

18 oio

17 olo

15 olo

13 o/o

12 olo

* = Schätzung auf Grund der voraussichtlichen Bautätigkeit und der ent-
sprechenden Bevölkerungszunahme.

5. Die Versammlungsdemokratie hat den Sinn, dass jeder Bürger
durch sein Wcrt und seine Stimmabgabe politisch unmittelbar soll
mitgestalten können. Das mag wohl angehen in kleineren Gre-

7



mren, ntcht aber in Riesenversammlungen mit an die tausend
mehr Teil nehmern. Hier kann die Versammlung als Mitsp rache- Und
Wi llensbildungsorgan nicht mehr so funktionieren, wie si e sollte. Beider Vielzahl und zunehmenden Kompliziertheit der G eschäfte kqnn
eine so grosse Versammlung aber auclr die Handha bunq ihrer to;
tung äusserst erschweren. Es sei nur auf di e in zwei getren nten
Loka len abgehaltene, von rund 2800 Bürgern besuchte Gemeinde-
versammlung in Meilen hi ngewiesen,deren Beschlüsse {in Sachen
AI usuisse) von Stimmberechtigten angefoch ten und vom Reglg-
rungsrat denn auch aufgehoben worden sind

6. lmmer wieder macht man sich im Blick auf die 'il/irl(ungsweise
unserer Demokratie zu Recht Gedanken über die schlechte Stimm-
beteiiigung bei urnengängen. Dabei kam wädenswir bei Abstim-
mungen in Gemeindeangelegenheiten von 1965-1970 immerhin auf
einen Beteiligungsdurchschnitt von 62,39 prozent. Um wieviel mehr
muss man sich über den Gemeindeversammlungsbesuch mit einem
Durchschnitt von bloss 6,2'1 prozent in derserben zeitspanne und
heute sogar nur noch rund 4 Prozeni beklagen.

Der Gemeinderat macht kein Hehl daraus, dass auch ein Gemeinde-
parlament nicht vollkommen sein kann - wie nichts auf der welt.
Es bringt aber gegenüber dem heutigen Versammlungssystem doch
ins Gewicht fallende Vorteile:

1. Die Stimmberechtigten, welche ihre starke poritische lnanspruch-
nahme immer mehr anfechten, werden angemessen entlastet.

davon sprechen, der Grosse Gemeinderat als Volksvertretung

]"nratur" entscheidend Rechte der gesamten Aktivbürgerschaft.

fi wlrO sie ebenso gut wahren wie die dürftig besuchte Gemeinde-

versammlung'

Der Beschluss über die Einführung . der vollen ausserordentlichen

ä"meindeversammlung im Sinne des vorliegenden Antrages hat nur

orundsätzliche bzw. vorläufige Bedeutung. Der Entscheid, ob der

ärorr" Gemeinderat eingeführt oder ob die Gemeindeversammlung

weiter beibehalten werden soll, fällt endgültig erst mit der Annahme

oder Verwerfung der neuen Gemeindeordnung. Der Gemeinderat hat

diese in Verbindung mit einer von ihm aus den Behörden, Parteien

und der Bürgerschaft zu bildenden Expertengruppe auszuarbeiten und

den Stimmberechtigten - voraussichtlich im Frühjahr 1973 - zur

Urnenabstimmung vorzulegen'

Bei dieser Anpassung der 45 Jahre alten Gemeindeordnung muss es

sich um eine Totalrevision handeln. Die Gemeindesatzungen sind weit-
hin veraltet und entsprechen den Anforderungen der jetzt nötigen
Organisation sowie der Behörden- und Verwaltungstätigkeit nicht
mehr. Die Frage, ob die heutigen Ansprüchen genügende Verbesse-
rung der Gemeindeeinrichtungen nicht auch ohne Grossen Gemein-
derat möglich wäre, ist vorweg entschieden durch das nur eine zwei-
stufige Gemeindeorganisation mit Gemeindeversammlung und even-
tueller fakultativer Urnenabstimmung und Gemeindebehörden oder
eben eine dreifstufige Organisation mit Urnenabstimmung, Grossem
Gemeinderat und Gemeindebehörden vorschreibende Gemeindege-
setz. Bis zu einem gewissen Grade liesse sich natürlich eine "Ratio-
nalisierung" der kommunalen lnstitutionen und ihrer Ai-beit dadurch
herbeiführen, dass dem Gemeinderat und den übrigen Gemeinde-
behörden bedeutend erweiterte sachliche und finanzielle Kompeten-
zen eingeräumt würden. Damit könnten die Geschäfte der Gemeinde-
versammlung weiter eingeschränkt werden und die Stimmberechtig-
ten würden auf diesem Wege zu der von Vielen begehrten politischen
Entlastung kommen. Ob eine solche Uebertragung bisheriger Kom-
petenzen der Legislative an die Exekutive d. h. Verwaltung dem mehr-
heitlichen Willen der Bürger und Bürgerinnen entspräche, muss be-
zweifelt werden. Sie dürften kaum bereit sein, wesentliche ihrer jetzi-
gen Entscheidungsbefugnisse gänzlich der Verwaltungsebene zu über-
lassen. Auf der andern Seite darf aber doch erwartet werden, dass
sie diese zur Oekonomisierung des gemeindepolitischen Geschehens
der von ihnen zu bestellenden "Bürgervertretung., dem Grossen Ge-
meinderat, anvertrauen.

2- Die Gewähr, dass die stets viergestartiger und schwieriger werden-
den Geschäfte von den Mitgriedern des Grossen GeÄeinderates
gründlicher geprüft werden als von der Masse der zur Gemeinde-
versammlung aufgerufenen Bürger, ist grösser. Ein ungefähr mo-
natlich tagendes Gemeindeparlament verspricht überdies eine spe-
ditivere Abwicklung der öffenilichen Geschäfte.

3. Das Parlament kann die heutzutage vermehrt geforderte Verstär-
kung der Kontrolle über die Exekutive und deren Administration
besser ausüben als die bis jetzt mit der oberaufsicht über die Ver-
waltung betraute Gemeindeversammlung.

4- wenn heute wie erwähnt die Gemeindeversammrungen durch-
schnittlich von nur noch etwa 4prozenr der StimmbereChtigten be-
sucht werden, wovon erst noch ein wesenilicher Teil auf Behörcie-
mitglieder und Arbeitnehnier der Gemeinde entfälli, kann man kaum
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Es fällt auch dem Gemeinderat nicht ganz leicht, anstelle der
Ceversammlung das Gemeindeparlame nt vorzuschlagen. Er istaus rein sachlichen Gründen zur Ueb erzeugung gelangt, dassgebrachte Vorstellungen überwund en werden mussen und diSchritt jetzt fällig ist. Unsere Gemeinde wäc hst. Alles deutet dhin, dass binnen kurzem die Ei nwohnerzahl von 20 000 erreicht
wird, ohne dass damit ein Ende der bevölkerungsmässigen Enlung abzusehen wäre. Die immer komplexer werdenden Gemeipro bleme erheischen gebieterisc h auch auf organisatorischem Gden Anforderungen der Zeit entsprechende Lösungen. Die ursprüng-lich auf ganz andere Verhältnisse und Grössenordnunge n zugeschnit-
tene Gemeind eversammlung nur aus historischen oder emotionellen
Motive n beizubehalten, ist mit der Wirklichkeit nicht verei nbar. Dieöffent lichen Aufgaben nehmen unermesslich zu. Sie lassen sich nicht
ränger mit hergebrachtem Routinetum und veral teten lnstitutionen
lösen. Es geht für uns in erster Linie um die Bewäl tigung der Gegen-wart und Zukunft und erst in zweiter Linie um clie Bewahrung der Ver-gangenheit mit ihren überholten Mitteln und Form en

Wir empfehlen den Stimmberechtigten, den vorliegenden Antrag gut-
zuheissen.

Wädenswil, 14. April 1971

Gemeinderat Wädenswil

Der Gemeindepräsident: F. Störi

Der Gemeinderatsschreiber: E. Bader

Anhang: Expos6 des Gemeinderatsschreibers
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Soll in Wädenswil die ausserordentliche
Gemeindeorganisation mit
Grossem Gemeinderat eingeführt werden?

Aus dem Exposd von Gemeinderatsschreiber E. Bader
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f,ottttschen Gemeinde bestehend en Schul- und Zivilg emeinden

m Gebiete
aber Kirchgemeinden) bei Einführung der ausserordenilichennrsation mit der politisch en Gemeinde zu verschmelzen seien.Wädensw il ist die Schutg emeinde seit .l 944 mit der politischenmeinde vereinigt (eine Ziv ilgemeinde gab es nler nie die Oberstsch ulgemeinde jedoch ni ch t, weil diese sich auf das G ebiet 

d
Gemernden Wädenswil, Sch onenberg und Hütten erstreckdie Poli tische Gemeinde und die Spezialgemeind en nicht terr itorial

'ffilai Gemeinderat bleibt wie bei der ordentlichen Gemeindeorga-

llj[.f; Jie eisenttiche Verwaltungs- und Vollzugsbehörde der Ge-

me.inde'

tn Angelegenheiten, die in die Befugnis der Gemeinde f allen. treten in
))i.iaranentarischen Organisation zwei Organe anstelle der Ge-

ääinä"u"rrutmlung: Die Gesamtheit der Stimmberechtigten und der

Grosse Gemetnderat'

trcber einzelne besonders wichtige Geschäfte entscheiden die Stimm-

Jerechtigten mittels der Urnenabstimmung. Der Grosse Gemeinderat
besitzt ihnen gegenuber nur ein Begutachtungs- und Antragsrecht.
Wir haben es hier mit dem obligatorischen Referendum zu tun. Darun-
ter fallen zum Beispiel der Erlass und die Aenderung der Gemeinde-
ordnung sowie die in der Gemeindeordnung vorgesehene Kreditertei-
lung für grössere Ausgaben. Weniger wichtige Geschäfte erledigt der
Grosse Gemeinderat dagegen in eigener Kompetenz, doch kann even-
tuell von den Stimmberechtigten eine Gemeindeabstimmung verlangt
werden, also: fakultatives Referendum. Hiezu macht das Gemeinde-
gesetz allerdings einige wesentliche Vorbehalte:

g 93. Folgende Geschäfte des Grossen Gemeinderates können der
Abstimmung durch die Gemeinde nicht unterstellt werden:

1. Die Wahlen;
2. die Abnahme der Jahresrechnungen und der Geschäftsberichte;
3. die jährlichen voranschläge und diejenigen besonderen Kredit-

erteilungen, die durch gesetzliche Bestimmungen, durch die Ge-
meindeordnung sowie durch Beschlüsse der Gemeinde oder der
zuständigen Gemeindebehörden bedingt sind;

4. die Festsetzung des Steueransatzes für die allgemeinen Gemeinde-
steuern, die Liegenschaften- und die Handänderungssteuer;

5. andere durch die Gemeindeordnung bezeichnete Geschäfte.

g 94. Eine Gemeindeabstimmung kann nicht verlangt werden, wenn
der Beschluss vom Grossen Gemeinderat mit einer Mehrheit von vier
Fünfteln der anwesenden Mitglieder als dringlich erklärt wird und der
Gemeinderat durch besonderen Beschluss sein Einverständnis er-
klärt.

zusamrnenfall en, ist nach Gesetz von einer Versch melzung abzusDiese Abweichung müsste auch bei uns beibeh alten we rden, weilkeine andere gesetzlich zulä ssrge Lösu ng gibt. Mit der Schaff u n9 ein,.,
Zweckve rbandes oder einer Aufg abenübertragung würde nichtsB rauchbares erreicht. Auch wenn di usserordeniliche G emeinde-orga nisation eingefüh rt würde, müsste sich Wädenswil mit 6sm
Neb eneinanderbes tehen von zwei grund sätzlich versch melzbarenGemeinden abfin den, soiange ihr Hoheitsg ebiet r_rnd ili 1'g personelleTrägerschafi nich t übereinsti mmen

vuor utc aUI de

t. Dort

ea

2 Einrichtungen,
schen Systern

Aufgaben und Kompetenzen beim parranrentari.

2.1 Stellung der Stimmberechtigten
Die Stimmberechtigten sind in ihrer Gesamtheit als "Gemeinde" nachwre vor oberstes otni.l o"r cureinÄli:: 

l_0"" sie ihre oiesoezugtichen Rechte nicht mehr in Ou, ä"ääind"u"rrurnrlung resp. durch
:xx:iflur"" r' 

rn e n ab s ti m m' 
" 
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meindeparlament zuo
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::ebehörden zuständig. Der
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Dem fakultativen Referendum unterriegen im übrigen Beschrüsse des
Grossen Gemeinderates,

1. wenn die Mehrheit der bei der Fassung des Beschrusses anwesen-
den Mitglieder des Grossen Gemeindärates die Gemeindeabstim-
mung in der gleichen Sitzung beschliesst;
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2. wenn binnen zwanzig Tagen von der Bekanntmachung des gs_
schlusses an eine durch die Gemeindeordnung zu bestimmenq,
Zahl von Stimmberechtigterr beim Gemeinderat das schrifflicli
Begehren um Anordnung der Gemeindeabsilmmung einreicht;

3. wenn binnen der nämlichen Frist ein Drittel der Mitglieder des
Grossen Gemeinderates ein solches Begehren steilt.

Beispiel: ln Dietikon können 500 Stimmberechtigte das Referendsq
ergreifen, in bürgerlichen Angelegenheiten 100.

Beim obligatorischen oder fakultativen Referendum der ausserordent-
lichen Gemeindeorganisation wickelt sich die Urnenabstimmung ver-
fahrensmässig gleich ab. wie wir dies bei der jetzigen Gemeinde-
organisation mit fakultativer Urnenabstimmung kennen.

Das Gesetz sieht bei der Gemeindeorganisation mit Grossem Gemein-
derat eine besondere, in der ordentlichen Gemeindeorganisation in
dieser Form unbekarrnte Einrichtung vor: den Doppelantrag. Es ist
dies ein Antrag, den die Gemeindevorsteherschaft, d. h. die Exekutive,
neben dem Antrag des Grossen Gemeinderates den Stimmberech-
tigten dann unterbreiten kann, wenn der Grosse Gemeinderat ihren
ursprünglichen Antrag ablehnt oder abändert. Dieses Doppelantrags-
recht hat nur der Gemeinderat als Gemeindevorsteherschaft. Er kann
davon auch zu Gunsten der Spezialverwaltungsbehörden (Schul- oder
Armenpflege) Gebrauch machen. Stellt der Gemeinderat den Doppel-
antrag, so haben die Stirnmberechtigten gleichzeitig über zwei sich
ihrem lnhalt nach ar:sschiiessende Vorlagen abzustimmen. lst der
Grosse Gemeinderat auf die Vorlage überhaupt nicht eingetreten und
hat er keinen eigenen Entwurf resp. Gegenentwurf ausgearbeitet, kann
es zu keinem Doppelantrag kommen; der Antrag bzw. die lnitiative
des Gemeinderates bleibt wirkurrgslos, womit sich die Exekutive ab-
zufinden hat-

ln der zweistufigen d. h. ordentiichen Gemeindeorganisation kann
jedes in die Kompetenz der Gemeindeversammlung bzw. der fakulta-
tiven Urnenabstimmr-rng fallende Geschäft Gegenstand von lnitiativen
(früher Motionen) der Stimmberechtigten werden. ln der dreistufigen
Gemeindeorganisation treten an die Stelle der Gemeindeversammlung
bzw. fakultativen iJrnenabstimmung zwei Organe, nämlich die Gesamt-
heit der Stimmberechtigten (die Gemeinde) und das Gemeindeparla-
ment. Das lnitiaiivrecht der Stimmberechtigten umfasst nur Angele-
genheiten, die dem obligatorischen oder fakultativen Referendum
unterstehen, hingegen nicht Geschäfte, für die der Grosse Gemeinde-
rat ausschiiesslich und abschliessend zuständig ist. Findet eine Ein-

:
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zelinitiative in der Sitzung des Grossen Gemeinderates nicht die Un-

lorstützung einer gewissen Anzahl von Mitgliedern (Dietikon 12 bzw-

iin Oürgerlichen Angelegenheiten), so gilt sie als abgelehnt. Die Zahl

ier Iür eine Volksinitiative erforderlichen Unterschriften wird durch
iio Gemeindeordnung bestimmt (Dietikon 50 bzw. 100). Bei einer

äalrlamentarischen Gemeindeorganisation müssen lnitiativen dem

äräsidenten des Grossen Gemeinderates eingereicht werden und

nicht mehr der Gemeindevorsteherschaft. Eine im Grossen Gemeinde-

rat nicht unterstützte Einzelinitiative (Motion) hat in der parlamenta-

rischen Organisiation nur den Charakter einer Anregung (Petition).

Die Gemeindebehörden haben in der parlamentarischen Organisation

kein lnitiativrecht mehr, sondern nur ein lnitiativ-Begehrensrecht, d. h.

sie können den Grossen Gemeinderat ersuchen, die lnitiative zu

Beschlüssen oder auch zu Anträgen an die Stimmberechtigten resp.

die Gemeinde zu ergreifen. Dieses lnitiativ-Begehrensrecht steht dem

Gemeinderat wie den Spezialverwaltungsbehörden zu, nur unterliegen
nunmehr alle Anträge der Spezialbehörden an den Grossen Gemein-

derat ausnahmslos der Begutachtung durch den (Kleinen) Gemeinde-
ral.

Unterstützte lnitiativen von Stimmberechtigten müssen mit einem
Gutachten und einem allfälligen Gegenvorschlag der zuständigen
Gemeindebehörde innert sechs Monaten nach Einreichung zur Ge-
meindeurnenabstimmung vorgelegt werden. Ein die lnitiative unter-
stützender Stimmberechtigter bzw. ein Vertreter der lnitianten, der
nicht Mitglied des Grossen Gemeinderates ist, darf die lnitiative vor
dem Parlament begründen, wenn ein Viertel der anwesenden Mitglie-
der sich damit einverstanden erklärt.

Bleibt dem Stimmbürger also das heutige lnitiativrecht auch in der
parlamentarischen Organisation grundsätzlich erhalten, so entfällt
dagegen bei ihr sein jetziges Anfragerecht. Je nach der vom Grossen
Gemeinderat für sich zu erlassenden Geschäitsordnung steht das
Recht, eine Gemeindebehörde über Angelegenheiten der Gemeinde
zu befragen, nur noch Mitgliedern des Parlaments zu (lnterpellation;
Kleine Anfrage).

2.3 Wahl und Stellung des Grossen Gemeinderates

Der Grosse Gemeinderat ist nicht, wie oft gedeutet wird, eine ver-
grösserte Gemeindebehörde neben dem Gemeinderat heutiger Ord-
nung. Er ist wie schon gesagt ein pariamentarisches Einschiebsel



zwischen Gemeinde d. h. Stimmb erechtigten und Gemeinder at. Erkö rpert für bestimmte Geschäfte repräsentativ die Stimmbü rgerEr ersetzt also im grossen und ganzen die Gemeind eversammSeine Wahl erfolgt im Verhältniswah lverfahren (p roporz) durchStim mberechtigten, wobei die Vorschriften des Wahl gesetzesdie Wahl des Kanton srates massgebend sind 15 Stimmkönnen demnach eine Wahlliste einreichen.

Die in den Gros sen Gemeinderat gewählten Gemeindebürger 
bidie bürgerliche Abteilung. Die Zahl der parlam entsm itglieder ist 6die Gemein deord nung festzusetzen. Die im Kanton bestehenCenmeindeparlamente zählen an Mitgliedern: Zürich 125, WinterthurUster 36, Dietikon 36, Kloten 40

und ausserordentliche Gemeindeorganisation;

und Gegenüberstellung

Gemeinderat : Grosser Gemeinderat

Gemeinderat die ihm durch die Gemeindeordnung ein-

Befug nisse im wesentlichen auch unter der ausserordent-

indeo rganisation belassen, so beeinträchtigt das Parla-
gemeindePolitische Stellung'
Exekutive : Bürger fällt weit-e SYstem aber doch dessen

unmitte lbare Kon f rontation

hin. Alle Fragen, ie nach Gesetz und Gemeindeordnung

!

i,

I

i

':

d

Mitglieder des (Kleinen) Gemeinderates dürfen dem Grossen Gemeiderat nicht angehören, ebensowenig wie-vom Gemeinderat, von dSchulpflege oder der Armenpfrege gä*ährt" Gemeindeangesterte.

r da9 Volk gebracht we rden müssen, bedürfen der "Segnung"

durch den Grossen Gemei nderat. Dieser kann je nach Kompetenzord-

nung selbe r entscheiden, eine Vorlag e zuhanden die Stimmberech-

tigten beg utachten od er aber auf ein ihm von der Exekutive unterbrei-

tetes Geschäft überhauPt nicht eintreten. Durch den Nichteintretens-
Alle Sachgeschäfte, die der Grosse Gemeind erat behandelt, werd besc.hluss bzw. die Ablehnung können so lnitiativen der Verwaltungs-
vom (Kleinen) Gemeinderat vorberaten, auch solche, welche Gegen- behörden unte rbunden werden. Nur wenn der Grosse Gemeinderat
stand von lniti ativen der Stimm bürger sind. Mit ander n Worten: (sg bei einem dem Referendum unterliegende n Geschäft der Bürger-

bParlament kann nichts beschliessen, ohne dass nicht Anträge der schaft Ablehnung oder Aenderung gegenü er der beördlichen Vor-
Gemeindeexekutive vorl iegen. Ausgenommen sind natürlich rein for- lage beantr agt, kann der Gemeinderat mit dem bereits geschilderten
melle Eigengeschäfte des Grossen Gemei nderates wie Erlass der DoPPela ntrag seine lnitiative an die Stimmberechtigten herantragen,
Geschäfts ordnung, Ansetzung von Ratssitz ungen usw unter Umständen sog ar für die Spezialbehörden Schulpflege und

ArmenPflege. Dieses Rec ht erscheint als einziges Ueberbleibsel des

heutigen direkten Kontaktes mit dem Souverän. Die der Exekutive

gegebe ne Möglichkeit, vor der gesamten Bürgerschaft jedes Geschäft

mu ndlich zu begründen, fällt m it der Aufhebung der Gemeindever-

sam mlung dahin. Sie wird abgedräng t ins Forum des Grossen Ge-

meinderates bzw. zurückverlegt ins Ges prächsbereich der Politischen

Parteien ode r einer öffentlichen Versammlung'

Die Mitgrieder des Grossen Gerneinderates müssen in den Ausstandtreten' wenn sie bei einem Beratungsgeglnstano personrich beteirigtsind. Die Bestimmungen des wanrgäsJtzä, ,0", die wählbarkeit und
9::,un t"r:hränkung infolge UnuäreinOa.r,eit, Verwandtschaft usw.gelten auch für sie. Hingegen sind sie uon der üblichen Scnweige-pflicht entbunden, weii diJ sitzungen oes cemeindeparramentes inder Regel öffentich sind. Die Mitg;ede;;Ls crossen Gemeinderatesunterstehen an dessen Sitzungen im Gegensatz zu den Mitgriedernder Verwaltungsbehörden keinJm S,irnr.,iung.

Die Mitgrieder des (Kreinen) Gemeinderates sind berechtigt, an arenBeratungen des Grossen Gemeinderat", 
- ohne stimmrecht - teir-zunehmen und Anträge zu stellen. Dasselbe Recht steht den Mitgtie-dern 

. 
der Schulpflegä und der nrr"npii"g" bei der Beratung vonschur- und Armensachen zu. lvgr oaz; a-uch den Abschnitt 3.7, Derparlamentarische Betrieb im Grossen Gemeinderat.)
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Mit der Einführung der ausserordentlichen Gemeindeorganisation

*irO Ou, Aufsichtsrächt der Gemeindeversammlung dem Grossen Ge-

meinderat übertragen. Dieser kann gemäss seiner Zusammensetzung

dieVerwaltungsaufsichtbesserausübenalsdieGemeindeversamm-
lung, obschon sie von der selbständigen Rechnungsprüfungskommis-
sioä unterstützt wird. Das verstärkte parlamentarische Aufsichtsrecht

wird auch darin erkennbar, dass die Gemeindevorsteherschaft ver-

pflichtet ist, jährlich einen Geschäftsbericht über die Tätigkeit der ge-

SamtenGemeindeverwaltungdemGrossenGemeinderatzurGeneh.
migung vorzulegen.
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3.2 Gewandelte Rechnungsprüfungskommission

unter der ordentlichen Gemeindeorganisation ist die Rechnungs_
prüfungskommission eine seibständige, unmittelbar vom Volk g+
wählte Gemeindebehörde. Sie ist nicht nur unabhängiges Finanzk6n-
trollorgan, sondern zugleich eigeniliches politisches Hilfsorgan 6sy
Gemeindeversammlung bzw. der fakultativen UrnenabstimmuÄg,

Die ausserordentliche Gemeindeorganisation der politischen 
Ge.meinde kennt diese selbständige Rechnungsprüfungskommissiol

nicht mehr. Sie wird ersetzt durch eine oder zwei Kommissionen 7Ll1
Prüfung der Rechnung und des Geschäftsberichtes, und zwar q;5
Ausschüsse des Grossen Gemeinderates, der die Kommissionsmit-
glieder aus seiner Mitte zu wählen hat. Diese Regerung ist eine
zwangsläufige Folge der gesetzlichen Bestimmung, dass der Grosse
Gemeinderat über Voranschlag, Steuerdekretierung und Reclrnungs-
abnahme abschliessend befindet.

Die Prüfung von spezialanträgen mit finanziellen Konsequenzen, die
$ 125 des Gemeindegesetzes unter der ordenilichen Gemeindecrga-
nisation der selbständigen Rechnungsprüfungskommission zuweist,
ist in dieser Form beim Rechnungsprüfungsausschuss des Grossen
Gemeinderates nicht mehr vorgesehen; diese Aufgabe fällt unmittel-
bar dem Parlament zu, welches allerdings Vorberatungs- und prü_
fungsaufträge jeder Art speziellen, von ihm ad hoc gebildeten Sonder-
ausschüssen erteilen kann.

3.3 Verbreitung des parlamentarischen Systems irn Kanton Zürich

Es wurde schon an anderer Stelle vermerkt: die ausserordeniliche
Gemeindeorganisation mit Grossem Gemeinderat besteht in

Zürich seit tB93 Dietikon seit 1958
Winterthur seit 1893 Kloten seit 1970
Uster seit 1927

Vor seiner Eingemeindung zur stadt unterstand auch oerlikon von
1927 bis 1934 dei' ausserordentlichen Gemeindeorganisation.

ln Horgen bestand die ausserordenilich Gemeindeorganisation von
1927 bis 1938. Eine Motion zur wiedereinführung der ordentlichen
Gemeindeorganisation mit Gemeindeversammlung wurde 1g35 abge-
lehnt, eine zweite 1937 aber angenommen. Die Wiedereinführung der
Gemeindeversammlung erfolgte wie man publikationen ent-
nehmen kann - teils wegen einer Vertrauenskrise zwischen Ge.

20 21

r:itf#lJ:i,g::::$'f iff 'Hili'i#i,'lxlffi fäsx:TI'i::
Il]lärri"f," Anteilnahme der einzelnen Stimmberechtigten am ge-

L"^i-j"oofitischen Geschehen geschmälert war- Eine 1965 durchge-

lf.ir-ärrnOrätzliche Abstimmung über die Frage, ob die ausser-

""räänt'ün" 
Gemeindeorganisation wieder eingeführt werden sollte,

iäiriri i'.' Horgen (mit 641 Ja- gegen 1365 Nein-Stimmen) negativ.

r.nasichtS der Einführung des Frauenstimmrechtes und der damit

l"rirnOun"n Zunahme der Stimmberechtigten auf mehr als das Dop-

llii". ,nO der damit einhergehenden Komplikationen (Raummangel,

[Ir,wertäffigkeit des kommunalen Apparates usw.) beschäftigt man

].än ,r1 Zeit in verschiedenen grösseren zürcherischen Landgemein-

äen mit der Einführung des parlamentarischen Systems'

voine der Landgemeinden mit ausserordentlicher Gemeindeorgani-

Jüon O"nf., daran, diese wieder aufzugeben, was auf gute Erfah-

rungen schliessen lässt'

3.4 Mitwirkung der stimmberechtigten bei der gemeindepolitiscl'ren

Willensbildung in Wädenswil

Es ist eine altbekannte Tatsache, dass die Beteiligung an Urnengän-

gen grösser ist als an Gemeindeversammlungen. Das zeigt die fol-
gende Uebersicht für die Jahre 1965 bis 1970:

.t:
i
t:

Datum

Gemeindeversammlung

Stimmberechtigte

31 80

3200

Absolute
Beteiligung

187
277
102
282
214
426
195
127
287
eAa

170
166

Prozentuale
Beteiligung

27. 1.

22. 4.

30. 6.

22. 9.

15. 12.
l. J.

28. 4.

27. 10.
19.12.

20. 6.

1965
1965
IYbJ
1965
.1965

1 966
1966
.1966

1966
1966
1967
1 967

5,88
8,71
3,20
8,86
6,72

13,31
6,09
3,96
8,96
7,59
5,31
5.18
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968
968
969
969

30. 11.
24. 1.

17. 4.
28. 5.
18. 12.
9. 4.
1. 7.

30. 9.
17. 12.
23. 4.
10. o-

25. 8.

1 969
'1969

1970
1970
1970

Urnenabstimmung

Stimmberechtigte

3250

JJCU

7800

7900

Datum Absolute
Beteiligung

242
229
185
128
212
107
354
173
491
339
100

329

1 849
2014
1 935
1910
2376
1745
1649
2056
I to4
2461
2078
1 958
3568
5788
5255
4759

Prozentuale

Beteiligung

7,56
7,04
5,72
QOD

6,52
3,19

10,56
5,16

14,65
4,34
2,55
4,16

59,56
63,33
59,72
61,08
74,48
55,32
51 ,19
64,02
52,32
72,81

80,51
58,57
45,97
74,23
65,68
59,48

'16.

!].

b.
24.

9.
2.

18.
19.
23.

1.

14.
30.
lo-

7.
27.
t5.

A

10.
2.

4.
4.
7.
2.
Ä

J.

6.
9.

I t-

4.
6.

1a

1 967
1 968
1968

1 965
1 965
1966
1 966
'1967

1967
1968
1 968
1 969
1969
1 969
1 969
1 970
1970
1970
1 970

31 04
3180
3240
3127
3.190
31 54
3221
3211
3371
3380
3326
öJZ+J

7761
7797
8003
8031

:

':

l

I

.:
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3.5 Politische Rechte der BürEer; Mitsprache- und Mitbestimmungs.
recht

Die Einführung der ausserordenilichen Gemeindeorganisation schaltet
das direkte Mitspracherecht des einze.inen Bürgers - die Mitglieder
des Grossen Gemeinderates ausgenommen - gänzlich aus. Er kann

22 zö

indirekt mitsprechen bei Diskussionen allfälliger, rechtlich nicht ent-

""r,eiOungsfähiger 
Parteigremien oder öffentlicher Versammlungen.

i-r'trnn vor dem Grossen Gemeinderat eventuell eine von ihm ergrif-
i^"a tnitiative begründen. Er kann auf die Haltung einer Parteifraktion

"i"*irX"n 
und unverbindlich-mii Mitgliedern des Grossen Gemeinde-

,-rtes ins Gespräch kommen. Anstelle der unmittelbar mitredenden und

mitentscheidenden Gosamtheit der Stimmberechtigten ist eben das

äepräsentativorgan Grosser Gemeinderat getreten.

Als Relikt der ordentlichen Gemeindeorganisation ist bei der ausser-

ordentlichen Gemeindeorganisation dem einzelnen Bürger das spe-

zielle Recht zugestanden, während zehn Tagen vor einer Sitzung des

Grossen Gemeinderates Einsicht in den Voranschlag und die Rech-

nung zu nehmen, mehr nicht.

Der Bürger muss in der auserordentlichen Gemeindeorganisation

nicht nur den Wegfall seines direkten Mitspracherechtes in der Ge-

meindeversammlung hinnehmen, sondern auch die Einschränkung

seiner politischen Rechte ganz allgemein, vor allem des Mitbestim-
mungsrechtes. Das zeigt die folgende Gegenüberstellung:

Ordentliche
Gemeinde-

organisation

Ausserordentliche
Gemeinde-

organisation

Geschäfte der heutigen Gemeindever-
sammlung
(gewisse Wahlen, Voranschlag, Steuer-
dekretierung, Rechnung, Sachvorlagen)

Geschäfte des heutigen oblig. Referen-
dums/Urnenabstimmung (mit möglicher
Veränderung des Umfanges)

Urnenabstimmung im fak. Referendum

lnitiativ(Motions)recht

Anfragerecht (nur noch für Mitglieder
des Grossen Gemeinderates)

la nein 1)

la

ja

ja

ja nein 1)

1) Dieses .Nein" bezieht sich selbstverständlich nur auf die politische Ge-
meinde; die Gemeindeversammlungen der Oberstufenschulgemeinde und
der Kirchgemeinden bestehen weiter.

la

ja

ja



^nlaoe 
und Garderoben vorhanden sein. Wädenswil fände dafür im

Irori"n Engel-Saal mindestens vorläufig eine taugliche Lösung. lm
i,,sammennang mit dem Aufbau eines neuen Zentrums für die Ge-
äLind"u"r*rltung müsste für die Zukunft die Einplanung von Parla-

mentsräumen ernsthaft geprüft werden.

3.7 Der parlamentarlsche Betrieb im Grossen Gemeinderat

Das Gemeindegesetz, die Gemeindeordnung und die vom Grossen
Gemeinderat zu erlassende Geschäftsordnung bestimmen die Regeln
für das Funktionieren des Gemeindeparlaments.

Der Grosse Gemeinderat wählt seine Organe selbst, nämlich den
präsidenten, die Kommission(en) zur Prüfung der Rechnung und des
Geschäftsberichtes und eventuell weitere Sonderausschüsse zur Vor-
orüfung bestimmter Sachfragen. Er wählt auch seine Stimmenzähler
und seinen Sekretär, welch letzterer nicht Mitglied des Grossen Ge-
meinderates zu sein braucht und in diesem Falle nur beratende Stim-
me hat. Gewöhnlich stellt die Gemeindeverwaltung die Kanzlei, was
durch die Gemeindeordnung oder die parlamentarische Geschäftsord-
nung bestimmt ist. ln Dietikon und in Kloten ist der Gemeinderats-
schreiber als Sekretär bezeichnet, in Uster ist es neuerdings ein Sub-
stitut des Gemeinderatsschreibers, nachdem sich die Lösung mit einer
person ausserhalb der Gemeindeverwaltung nicht bewährt hatte.

Die Tätigkeit des Gemeindeparlamentes hängt von der Konzeption
der Geschäftsordnung und entscheidend aber von der Art der präsi-
dialen Leitung ab. ob der Grosse Gemeinderat konstruktiv arbeitet
oder - wie es im Volksmund gelegenflich heisst - zur "Schwatz-
bude" wird, ist eine Persönlichkeits- und Charakterfrage. Das parla-
ment soll sich immer bewusst sein, dass es als Repräsentativorgan die
Gesamtheit der Bürger aller schichten vertritt. Es muss darauf achten,
die sachgeschäfte nicht nach einseitig parteipolitischen und -takti-
schen Gesichtspunkten zu behandeln.Es liegt am Wesen der ausser-
ordentlichen Gemeindeorganisation, dass der Grosse Gemeinderat
dank seines von der Gemeindeversammlung übernommenen Auf_
sichtsrechtes verstärkt Einsicht und Einfluss nehmen kann auf die
Verwaltungsbehörden und die Gemeindeverwaltung überhaupt. lm
lnteresse einer harmonischen Abwicklung der Geschäfte aui allen
Ebenen darf das Parlament aber nicht zur eigenilichen *Fuchtel" der
Exekutive werden. Es soll sich so verhalten, dass der Geschäftsablauf
rationell bleibt, denn in der direkten Demokratie ist die Einführung
das Parlamentarismus im Grunde nichts anderes als eine staatspoli-
tische Rationalisierungsmassnahme.

Wahl der Rechnungsprüfungskommis- il'
sion (neu: Ausschuss des Grossen Ge- frmeinderates) ;a nein r) .il

lf H :"" T# ; ", : f X':l Ty; Lff ,i: : 
s e m e n t d e s s t i m m b e re c h t i o t e n $f

Ordentliche Gemeindeorganisation: il
: 3:#:',ld:rsammrunse" & il
Ausserordentliche Gemeindeorganisation: 

zusammen s x iI
-jI- Urnensänse g'l

3.6 Die Raumfrage in der ordenilichen und ausserordentlichen cc. 
:f

meindeorganlsation 
J

Die reformierte Kirche ars grösster Besammlungsraum wädenswirs Imit rund 1500 siizplätzen, Emporen und Notsitze mitgezählt, r,ut ti.t I
bis jetzt für die Abhaltung der Gemeindeversammlung als g"nugenJ fgross erwiesen. Ein einziges Mal, nämlich am 13. Januar tg+g, war oie :I
Kirche an einer Gemeindeversammlung mit 1213 Bürgern so start I
besetzt, dass neben dem schiff noch eine der beiden grossen Emporen Ibenützt werden musste. \796 "genüQend gross, kann man aber nur I
angesichts der meist geringen Teilnehmerzahl sprechen, jedoch nicht I
im Verhältnis zur Gesamfl'reit aller Stimmberechtigten. I
Die sitzungen des Grossen Gemeinderates sind vom Gesetz ausorüct- f,
lich als öffentlich erklärt; nur aus wichtigen Grünclen kann die oeffenr I
lichkeit ausgeschlossen werden. Bei Einführung der ausserordentli- I
chen Gemeindeorganisation muss also ein sitzungsraum bereitge- Istellt werden, der nicht nur den 30-40 oder mehr Mitgliedern aes I
Rates, sondern auch "Tribünenbesuchern" platz bietet. Es soilten t
überdies kleinere Nebenräume für Besprechungen usw., eine Teiefon- t
'?) Die evangelisch-reformierte Kirchgemeinde hat neu eine eigene, setostan- Idige Rechnungsprüfungskommission zu wählen, kann durch die Gemein- f

deordnung gemäss s 134 Abs.4 ces kantonalen Gemeindegesetzes mit die- l
ser Aufgabe aber auch die vom Grossen Gemeinderat bestellte Rechnunos- I
prüfungskommission betrauen. Für den sonderfall der oberstufenscrrutäe- I
meinde enthält das Gemeindegesetz bezügrich der Rechnungsprutunis- f
kommission keine anaroge uebertragungsbeitimmung wie für ole rircnie- t
meinde- Es handelt sich hierbei um eine offenkundige Gesetzeslücke, äir I

,_iä":fi 

i;*:,i?,.,:fr +ä:,"i::ff 
.:[ä.:';,,?:ix?;::I.T:"**"**l
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Die Parlamente von Dietikon und Uster tagen jährlich 13-17 mat.
Die Mitglieder des Grossen Gemeinderates beziehen überall ein Sit.
zungsgeld (2. B. Dietikon Fr. 18.-, Uster Fr. 15.-) und je nach Ge-
meinde ein gewisses Fixum (2. B. Dietikon: Präsident Fr.705.-, ppfu;-

dent bürgerliche Abteilung Fr. 215.- je plus 2,5 Prozenl Teuerungs-
zulage, Präsident Rechnungsprüf ungskommissioniGeschäftsprüf ung5.
kommission: dappeltes Sitzungsgeld; Uster: Jedes Mitglied, für Akten-
studium, Fr. 120.-, mit Fr. 500.- Zulage für den Präsidenten un6
Fr. 300.- für den Präsidenten der Rechnungsprüfungskommission/
Geschäftsprüfungskommission; alles Siand 1970).

Das Gesetz schreibt die öffentliche Bekanntmachung aller Beschlüsse
des Grossen Gemeinderates vor.

3.8 Die Kosten der parlamentarischen Organisatlon

Mit der Einführung des Grossen Gemeinderates ergeben sich für den

Gemeindehaushalt zusätzliche Organisations-, Sach- und Personal-
kosten, denen anderseits Einsparungen infolge Wegfalls der Gemein-
deversammlung gegenüberstehen.

Auf Grund des Zahlenmaterials der drei Zürcher Landgemeinden mit
Grossem Gemeinderat muss ungefähr mit folgenden neuen Jahres-
ausgaben gerechnet werden:

Entschädigungen an die Mitglieder
Verschiedene Ausgaben für den Rat
Druck und Versand des Geschäftsberichtes, neu
Drucksachen, Vervielfältigungen usw.
insgesamt eine Arbeitskraft der Gemeindeverwaltung,

mit Sozialleistungen usw.

abzüglich bisherige Ausgaben für Gemeindeversamm-
lungen:

Weisungen Fr. 13 000.-
lnsertionen Fr. 1000.-
Allgemeiner Verwaltungsaufwand Fr. 1 000.-
Mehraufwand ungefähr

Fr. 15 000.-
Fr. 5 000.-
Fr. 7 000.-
Fr. 1 000.-

Fr. 30 000.-

Fr. 58 000.-

Fr. 15 000.-

Fr. 43 000.-

Falls auf die gesetzlich nicht vorgeschriebene Zustellung von Voran-
schlag, Rechnung und Geschäftsbericht an die Stimmberechtigten
verzichtet würde, reduziert slch dieser Aufwand um ca. Fr. 13000.-
bis Fr. 15000.-, (Dietikon stellt alles zu; Uster nur Rechnung und

Geschäftsbericht, während der Voranschlag angefordert werden muss.)
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,, Argumente für und gegen die ordentliche Gemeindeorganisation
(mit Gemeindeversarnmluhg) bzw. für und gegen die ausserordent-
iiche GemeindeorEanisation (rnit Grossem Gemeinderat)

Nachfolgend wird versucht, das Pro und Kontra der beiden Organisa-
tionsformen, wie es in der allgemeinen Diskussion vertreten wird, im
wesentlichen festzuhalten und objektiv-kritisch zu würdigen, soweit
das möglich ist. Dabei werden gewisse Ueberschneidungen in der
Darstellung allerdings nicht ganz zu vermeiden sein.

4.1 <Die ordentliche Gemeindeorganisation entspricht der reinen,
direkten Demokratie>

Demokratie ist Volksherrschaft. Je mehr und umfassender das Volk in
Dingen der Allgemeinheit mitdenken, mitreden und mitbestimmen
kann, desto grösser ist das Mass der Volkssouveränität. Keine Form
der staatlichen Demokratie gewährleistet diese so betont wie die
ordentliche Gemeindeorganisation, deren Akzent auf dem unmittel-
baren Mitspracherecht des Bürgers liegt. Diese Organisationsform ist
das ldeal der reinen, direkten Demokratie.

tdeal bedeutet Vorbild, Wunschbild. Ob und wieweit es verwirklicht
werden kann, hängt - zumal in der öffentlichen Gemeinschaft
Gegebenheiten urid Umständen ab, die den Verwirklichungsgrad er-
höhen oder herabsetzen. Direkte Demokratie im ldealfall beinhaltet
unmittelbare menschliche Begegnung, Auseinandersetzung und Wil-
lensbildung. Je kleiner die Gemeinschaft ist, umso leichter ist das
direkte persönliche Zusammenwirken; je grösser sie ist, umso schwie-
riger wird es. Die "Massendemokratie" kann der ldealforderung cler
unmittelbaren Demokratie kaum entsprechen.

Geschichtlich gesehen ist die direkte Demokratie bzw. die schweize-
rische Versammlungsdemokratie nicht so alt, wie oft angenommen
wird. Sie kam - abgesehen von gewissen Wahlvorgängen usw. _ erst
auf mit der Helvetik (1798-1802) und wurde im zürcherischen staats-
bereich erst vor rund 100 Jahren oberstes Gemeindeorgan zur allge-
meinen und umfassenden politischen Willensbildung.

4.2 <Die Gemeindeversammlung ist überfordert; sie ist Zerrbird, nicht
mehr ldealbild>

Wie bei den Urnengängen ist auch bei den Gemeindeversammlungen
im Laufe der Jahre eine Art *lnfration" eingetreten. oie stänJig; zu-
nahme der Sachgeschäfte, zum Teil hervorgerufen durch daJ Fesr
halten an überholten, der Geldentwertung nicht angepassen Finanz_



kreditlimiten, führte zur vermehrten Beanspruchung der Ge
versammlung. Viele Bürger empfinden das als unerwünschte 2u
tung, weil sie sich mit so zahlreichen Geschäften auseinand
sollten. Auch der vermehrte Appell zu Urnengängen wird als
forderung beurteilt. Dies liegt aber an der Einstellung des Einzel
und nicht an der lnstitution der Gemeindeversammlung. Bei rege
Besuch der Bürger - schon vor Einführung des Frauenstimm

- hätte die Gemeindeversammlung wirksamer sein können. Wenn
demokratische ldeal der Gemeindeversammlung verzerrt ist, liegt
nicht an der Einrichtung als solcher, sondern vielmehr an der
stellung jener Bürger, die sie nicht besuchen.

Man kann mit Recht einwenden, die Einrichtung sei für den M
geschaffen und nicht umgekehrt. Die menschlich-staatsbürge
Wandlung muss berücksichtigt werden.

4.3 <Die Gemeindeversammlung hat substantielle, strukturelle,
nisatorische Mängel"

Man macht geltend, die Gemeindeversammlung sei bei gering
Besuch nicht mehr in der Lage, objektive Beschlüsse zu fassen.
nach ihrer Zusammensetzung bestehe das Risiko von Zufalls-
Fehlentscheiden. Die Stimmberechtigten seien leicht beeinfluss
und wüssten das Für und Wider nicht immer so zu beurteilen, wie
die Sache erheische. Diese einseitige Kritik ist nicht angeb
denn bei einer Urnenabstimmung sieht man sich oft weit stä
Beeinflussung durch einseitige, unsachliche und auch demagogi
Schlagwortpropaganda ausgesetzt. ln der Gemeindeversammlung
es immerhin möglich, in der Diskussion unsachlichen und unric
gen Argumenten sachliche und richtige entgegenzuhalten und
objektivere Betrachtungsweise zu bewirken. Sogenannte Zufallsent
scheide d. h. Entscheide mit geringem Stimmenunterschied hat es

immer gegeben und wird es immer geben, auch bei Urnenabstim-
mungen und ganz sicher im Parlament, wo Absenzen eine wichtige
Rolle spielen können. Das entspricht dem demokratischen Mehrheits-
prinzip. Es liegt also nicht unbedingt an der kleinen Teilnehme
wenn ein Zufalls- bzw. Fehlentscheid gefällt wird. Bekanntlich ist in

Wädenswil in den letzten Jahrzehnten ein einziger, folgenschwerer

"Fehlentscheid" getroffen worden, nämlich am 'l3.Januar 1948, als

die Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung das von den

Behörden vorgelegte Bau- und Finanzprogramm (das erste der Zür-

cher Landgemeinden überhaupt!) desavouierten und mit 531 gegen

520 Stimmen den Steuerfuss um 20 Prozent senkten und dadurch

he Einschnürung ohnegleichen einleiteten. Dabei

diese Gemeindeversammlung von 45 Prozent aller
besucht

. ^:^r,,rceion in einer Versammlung krankt o{t daran, dass sich Viel-

?i"":i:"ffi;r wieder zum wort metden, während sich anderseits
H"i:;^'äiito"t in einer gut besuchten Versammlung scheuen' das

I:':',:i,Iääit"n. Darunter leidet die offene Aussprache auf weiter

YJi!"ri"i"lne Bürger befürchten zudem geschäftliche bzw. beruf-

ill^]u*nt"ife, wenn sie sich an der Diskussion beteiligen. Wenn dies

"u.'ll 
'nä,',n.1 da zutreffen mag, so hat doch ein politisch tätiger Ge-

1::i't*;;;erklärt, er habe zwar Kunden verloren, dafÜr aber auch

lllll' ä"ir"O"n. Solche befürchteten "Nachteile" müssten für Bürger,
jl;";"ä; exponierten Exekutive oder im Grossen Gemeinderat tätig

.inO, ui"f stärker fühlbar werden'

Je länger je mehr verbreitet sich weitherum die Meinung' die Wädens-

*if.i d"."indeversammlung habe durch ihre seit einigen Jahren an-

^"iiiot" .Umfrage' an Substanz und Gewicht nicht gewonnen. Das

inO"i uor allem der Staatsbürger, der in der Gemeindeversammlung

iäru. no"n das Organ zur Erörterung und Entscheidung der ihr vom

ä"r"t, gunr konkret übertragenen Aufgaben sieht. Man hört manch-

iäi Ui"-fVuinung, die Gemeindeversammlung sei durch die Frage-

siunOe aO- statt aufgewertet worden, weil in der Umfrage meist Dinge

iri Sptucne kommen, welche die Allgemeinheit nicht oder nur wenig

interessieren und die direkt an die Exekutive, die Verwaltung oder

Beamte gerichtet werden könnten. Es geht dabei nicht nur um die

Frgun, e1 geht auch um die Antworten: Oft sind die Behördemitglie-

oer-gar nicht in der Lage, an der Gemeindeversammiung sofort gründ-

liche Auskunft zu erteilen.

Der Gemeindeversammlung wird nachgesagt, sie sei zu einseitig zu-

sammengesetzt, wodurch es eben zu jenen Zufallsentscheiden kom-

men könnte. wer die wädenswiler Gemeindeversammlung seit Jahren
kennt, weiss, dass dieser Einwand nicht stichhaltig ist. Die Versamm-
lung entsprach vielmehr eh und je einem guten Querschnitt aller
Schichten.

Struktur- bzw. Organisationsmängel werden der Gemeindeversamm-
lung gelegentlich auch angekreidet,

- weil ein Drittel aller Versammlungsteilnehmer nötig ist, um einen
Gemeindeversammlungsbeschluss nachträglich zur fakultativen
Urnenabstimmung zu bringen;
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il auf Anfragen im Sinne von g 51 des Gemeindegesetzes
Antragsteller kein Schl usswort und den Versammlungsteilnehrrr
keine Diskussi on zusteht.

Wenn man von der Tatsache ausgeht, dass die Kompetenzen der
meind eversamm lung durch die Urnenabstimmung ohnehin
stark geschmäl ert werden, kann man ein geringeres euorum zur
beiführung der fakultativen Urnenabstimmung kaum motivieren
das Organ der Gemeindevers ammlung noch mehr zu unterhöh
Die Anfrage eines Bürg ers nach g 51 des Gemeindegesetzes fiihr Gegenstüc k in der "Kleinen Anfrage. beim parlament, auf
Beantwortung durch die Exekutive in der Reger auch keine Disku
folgt. Das würde auch zu weit führen, weil es sich vielfach n
Dinge handelt, die in die Kompetenz der Verwaltungsbehörden
Hier noch Schlusswort und Diskussion einzuführen, wäre eine
verstandene Demokrat!sierung; alles Uebermass aber ist einer
nur abträglich.

Je stärker eine Versam mlung besucht wird, desto schwerfälliger,
übersichtlicher und heterogener wird sie. Die Aussprache kommt
ku rz und die Willensb ildung ist erst recht Zufälligkeiten ausg
Die Massen-Versamml ung sprengt den Rahmen einer aktionsfähi
Gemeinsch aft, die nur gut funktioniert, wenn sie überschaubar is
einer solchen Monsterversammlung könnte es in wädenswil aber
men, auch wenn nur ein Viertel, also gegen 2000, der Stimmbe

,:t uDie Gemeindeversammlung ist zu schwach besucht und nicht
"'- ,"nr repräsentativ für die Gesamtheit der Stimmberechtigtenrr

Fc tritft zu, dass Versammlungen, gemessen an der Gesamtheit der

fin.'mOerechtigten, in der Regel mässig bis schwach besucht sind

i)i noscnnitt 3.4). Der Nachteil der Gemeindeversammlung ist, dass

llX'Lin"n ganzen Abend beansprucht; aus ganz verschiedenen Grän-
]'L n.rrmen sich die Stimmbürger nicht mehr die Zeit dafür, ganz

Ii""t"n"n von Alten, Kranken, Behinderten und Frauen mit Klein-

Iinä"rn. Unter die Verhinderungsgründe fallen sportliche Betätigung,

Vereinsaktivität, der Besuch von Kultur- und Bildungsveranstaltungen,

uor allem aber Uebertragungen im Fernsehen, die mehr Sensation

versprechen als eine Gemeindeversammlung. Die Ausübung der

staaisbürgerlichen Pflichten wird oft vernachlässigt und die Gemein-

deversammlung zieht den "Kürzeren''

Darüber hinaus gibt es noch mancherlei Gründe, die einen Stimmbe-

rechtigten veranlassen können, der Gemeindeversammlung fernzu-
bleiben: Die Häufigkeit von Gemeindeversammlungen und Urnengän-

oen; mangelndes lnteresse an den kommunalpolitischen Vorgängen.
ötaat und Gemeinde werden vielfach nur noch einseitig als "Dienst-
leistungsbetriebe' angesehen, *mano erkennt sich nicht mehr als
deren Träger und Gestalter. Dazu kommen reine Bequemlichkeit, die
Angst, Stimmenzähler zu werden; mangelhafter, immer mehr schwin-
dender Schulterschluss der Einwohner unter sich, die Vermassung,
die Anonymität. Bürger, die z. B. aus der Stadt Zürich zuziehen, ken-
nen das Organ der Gemeindeversammlung überhaupt nicht. Bürger
bleiben auch zu Hause, wenn nur unwichtige, unumstrittene Geschäfte
an der Gemeindeversammlung behandelt werden. Ueber die wichti-
geren entscheidet ja die obligatorische Urnenabstimmung. Nur at-
traktive Geschäfte fördern den Versammlungsbesuch. lm Fernbleiben
des Bürger kann aber aLrch eine Vertrauenskundgebung für die Be-
hörden liegen; man glaubt, nicht an die Versammlung gehen zu müs-
sen, wenn Vorlagen der Exekutive unumstritten sind.

Stimmberechtigte werden aber auch abgeschreckt durch "Jedesmal-
und Viel-Redner. und Demagogen oder durch langlveilige, nur die
gedruckten Weisungen wiederholende Referate.

All dies zusammen wirkt ohne Zweifel abträglich auf den Versamnr-
lungsbesuch. Aber aus dem gelegentlich kleinen Versammlungsbesuch
die Behauptung abzuleiten, die Gemeindeversammlung sei nicht mehr
repräsentativ, geht doch zu weit. Eine Gemeindeversammlung von

uru

Funk-

tigten erscheinen würden. Das ist in einer Zeit ständiger Bevölke
vermehrung einer der entscheidenden Faktoren, welche die
tionstüchtigkeit, ja die Existenz der Gemeindeversammlung in
stellen.

Die veränderte Einwohnerstruktur und die Bevörkerungsfrukt
erschweren die Rekrutierung der Stimmenzähler in dei Gem
versammlung durch die Versammlungsleiter, die imm er weniger Bür-ger persönlich kennen. Ma n hat auch gelegenilich den Eindruck, ider Gemeindeversammlun g mache sich eine teilweise übersteigerte
Empfindlichkeit auf Seite der Stimmberechtigten, aber auch auf
der B elrörde bemerkbar. Entgegnen z. B. Behördevertreter auf Diskus-
sion svoten, ist oft gleich der Vorwurf bei der Hand, ein Bürger kön
in der Gemeinde versam mlung keine eigene, andere Meinung
ten, ohne nicht "abeka uft" zu werden. Der Versarnmlungsleitung w
manchmal vorgeworfen, sie sei zu autoritär
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Es gäbe ein Mittel, die Beteiligung an Gemeindeversamm
erhöhen, nämlich die gesetzlich mögliche Einführung des
lungsobligatoriums. praktisch kann eJheute, bei einer-stimm
tenzahl von mehr als 8000, aber gar nicht mehr erwogen we

4.5 "Es gibt keinen Versammlungsraurn, der die heutige Zahl
Stimmberechtigten zu fassen vermöchte>

200 Teilnehmern wie zum Beisp iel die vom 23. Juni 1970 wies n Praktisc hen und rechtlichen Komplikationen führen. Bür-das Kontingent von mindestens ebensoviel urteilsfähigen,
die keinen Platz fänden, könnten Gemeindeversammlungsbe-gerlich geschulten "politischen Köpfen" aller Schichten auf rivig ohne weiteres anfechten. Es ist an anderer Stelle schon an-Gemeindep arlament mit seinen 30 bis 40 Mitgliedern. Di

worden: Die reine, direkte Demokratie ist auf kleinere bissch liessl ich zum "Stammholz des Volkes- genau wie die Bü Gemeinwesen zugeschnitten und ihr Legislativorgan, dieder Gemeindeversammlung. Bei G ottfried Keller lesen wir:
deversammlung, auf eine entsprechend beschränkte Zahl

"Eil Was wimmelt da für verschiedenes Volk im engen Raurne,
mberechtigten. Die Gemeindeversammlung benötigt ausrei-

nigfaltig in seiner Hant ierung, in Sitten und Gebräuchen, i n Tracht
Versamm lungslokale- Heute sind diese in mittleren und be-
grösseren Gemeinden gar nicht mehr vorhanden. Die Aus-Aussprache! Welche Schlauköpfe und welche Mondkälber laufen

weitung des Erwach senenstimmrechts hat auch in Wädenswil einent cht herum, welches Edelgewächs und welch Unk raut blüht dadurcheinander, und alles ist gut und herrlich und ans Herz gewach vollkommen neue Lage geschaffen. Eine Gemeindeversammlung

denn es ist im Vaterland!" durchfü hren heisst heute darauf spekulieren, dass nur ein kleiner

der Bütg er erscheint. ln der Handhabung der Verfahren und Mittel

Dieses, Gottfried Kellers "Durcheinander" haben wir beim G
zur komm unalpolitisc-hen Willensbildung sich auf eine Spekulation

Gemeinderat ebenso ei nzurechnen wie bei der Genreindevers
verlassen, ist aber juristisch und praktisch ein untaugliches und

lung unwürdiges Unterfangen. Aus dieser veränderten Sachlage, die-
Auseinanderklaffen von Stimmberechtigtenzahl und Platzangebot

für Gem eindeversammlungen muss der Schluss gezogen werden, dass
I u ngen zumindest in grösseren Gemeinden die Gemeindeversammlungs-

demokratie mit den heutigen Realitäten nicht mehr in Einklang steht.

. 4.6 <Die ausserordentliche Gemeindeorganisation mit Grossem Ge-
meinderal ist die zeitgemässe Organisationsform; sie behebt die
Mängel der ordentlichen Gemeindeorganisation mit Gemeinde-
versammlung>

Mit der Einführung des Frau enstimmrechts erhöhte sich die Zahl
Mit der Einführung der ausserordentlichen Gemeindeorganisation wird
dem offensichtlich immer grösser werdenden Kreis jener Bürger, die
aus verschiedenen Gründen den Besuch der Gemeindeversammlung
meiden, Rechnung getragen. Sie bringt für sie die Entlastung vom
jährlich rnehrmaligen Gemeindeversammlungsbesuch. Diese Proble-
matik der Gemeindeversammlung wird immer grösser, .ie stärker das
Kontingent der Stimmberechtigten anwächst. Der Ausweg aus dieser
Situation kann rechtlich und organisatorisch nur darin gefunden wer-
den, dass von der reinen, direkten zur vertretenden, repräsentativen
Demokratie, d. h. von der Bürgerversammlung zum Parlament ge-
wechselt wird. Man argumentierte schon, das parlamentarische System
verbürge in der Gemeinde eine .bessere Gewaltentrennung., weil die
Exekutive - abgesehen vom erwähnten Doppelantrag - nicht mehr
direkt dem Stimmvolk gegenübergestellt sein wird. Das dazwischen
geschaltete Parlament wirke als .Kontrollstelle", *Treuhandstelle,, als
nSieb" für Anträge, lnitiativen im weitesten Sinne der Gemeindebehör-

Stimmberechtigten in Wäd enswil mit einem Schlag von 3376 aufAm 15. November 1 970 waren es bereits 8031. Sollte die Stimmtigung ausgedeh nt werden bis und mit zu den Achtzehnjährigen,
gäbe sich, nach heutigen Verhäl tnissen, eine Gesamtzahl von
13500. Wenn einmal nur 20 Prozenl der Stimmbürger und _bürgerin
zur Gemeindeversamml ung erscheinen würden, wäre die Kircheihrem Platzangeb ot von ca. 1500 bereits überfordert. Nichtsti
rechtigte, die üb rigens keinen Rechtsans pruch auf Zulassung b
müssten bei lnanspruchnahme der Empo ren für die Stimmberech
weggewi esen werden. Dass eine g rössere Beteiligung imdes Mögti chen liegt, zeigt Abschnitt 3.4 oder beispielsweise derMeilen mit seiner als Notlösung in zwei voneinander getrennten
simultan abgehaltenen Gemein deversammlung wegen derder "{lu5u15se.. Ein Besucheraufmarsch von rund 20 prozent
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den. Wenn das Parlament loyal, ohne allzu grosse Umschweife
zielstrebig arbeitet, könnte erwartet we rden, dass die Behandlung
einschlägigen Geschäfte rascher vor sich geht als in der ordenili
Gemeindeorganisation mit Gemeindeversammlung und una
RPK, der bekanntlich nach bisheriger Praxis eine Behandlu
von vier Wochen zugestanden ist. Käm e mit der Schaffung des 6
sen Gemeinderates eine solche verfahrensmässige Besch
würde sich das auf den Gang der ganzen Gemeindeverwaitung p
auswirken. Formen und I nhalte der ausserordenilichen Gemei
organisation vermögen den sich steigernden Anforderungen des
meindedaseins heute und morgen vollauf Rechnung zu tragen,
rend die der ordentlichen Gemeindeorganisation von *gestern
überholt sind.

lm Gegensalz zu der in der Gemeindevei.sammlung nröglichen Ei
tigkeit bleibt das aus allen Schichten der Bevölkerung rekruti
Parlament in seiner paritätischen Zusammensetzung konstant.
gewährleistet eine folgerichtige und objektivere Willensbildung.
Parlament ergänzt im politischen Denken und Handeln die Exeku

4.7 "Die parlamentarische lnstitution des Grossen Gemeinderates
wesentliche Vorteile"

Der Grosse Gemeinderat übernimmt die bisher von der Gemein
versammlung ausgeübte Aufsicht über die Verwaltung. Der
der Verwaltungskontrolle wird heute von verschiedener Seite
wünschbar bezeichnet. Es ist kiar, dass das personell kleine, einiger"
massen homogene Gemeindeparlament dieses postuiat besser erfül
len kann als die von einer Masse von rund 8000 Stimmberechtig
(getragene" Gemeindeversammlung. Die Verstärkung der allgemei
Aufsicht ergibt sich schon daraus, dass beim parlamentarischen
stem die Gemeindevorsteherschaft bzw. die Verwaltungsbehö
über die Verwaltung jährlich einen vom Grossen Gemeinderat zu
nehmigenden Geschäftsbericht zu erstatten haben. Die Mitg
des Grossen Gemeinderates mr-issen sich einlässlicher mit den
hördlichen Vorlagen befassen, als die Mehrzahl der Stimmberechti
dies jetzt tut. Die Geschäfte dürften daher objektiver und kritis
beurteilt werden und es sollte weniger zu *Zufalls- bzw. Fehlents
den" kommen.

.Das Parlament gewährleistet eine effektvollere politische Meinu
und Willensbildung. Es kann sich keine "Est<apaden,, leisten.
Parlament könnte die Arbeit der Exekutive erleichtern. Die Gen

.,rno des Voranschlages und die Festiegung des Steuerfusses liessen

iüf-. mit weniger Aufwand, einfacher und flüssiger abwickeln als bei

äer Oemeinoeversamm lun g'

nie Sitzungen des Grossen Gemeinderates sind öffentlich. Der Bür-
Ier kann unmittelbar Einblick nehmen in die Art und Weise der parla-
äentarischen Geschäftsbehandlung. Dieser Einblick verschafft den
Bürgern die Möglichkeit, die Eignung der einzelnen Ratsmitgliecler
zu beurteilen, im Hinblick auf eine eventuelle Kandidatur in die Exeku-
tivbehörde. Der Grosse Gemeinderat könnte also etwas wie eine

"Schule 
für Behördemitglieder. werden, so dass auch das Nachwuchs-

problem sich besser lösen liesse.

4.9 (Die politischen Parteien werden durch den Gemeindeparlamen-
tarismus aufgewertet>

Eine Demokratie ohne Parteien ist nicht denkbar. ln erster Linie wer-
den die Parteien Listen für die wahl des Grossen Gemeinderates auf-
stellen. Mit dem wegfall der Gemeindeversammlung und der Ausschal-
tung der Bürger von der unmittelbaren politischen Meinungsäusserung
und willensbildung kommt dem politischen Gespräch innerhalb der
parteien erhöhte Bedeutung zu. Dies könnte den einen und andern
bis jetzt parteipolitisch nicht engagierten Bürger veranlassen, künf-
tig in einer Partei aktiv mitzumachen.

,l
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4.9 <Auch der Grosse Gemeinderat hat seine Mänger; auch seine
Wirkungsweise kann unbelriedigend sein,

während sich in der Gemeindeversammlung ein eher freies spiel der
politischen Kräfte entfaltet, ist das parlament der ort des *Fräktions_
denkens". Die Mitglieder sehen sich nur allzu oft veranlasst, wider
besseres eigenes wissen nach parteiparole zu stimmen. Es besteht
die Gefahr, dass alles, selbst ein rein sachliches Geschätt ..uerpoliti_
siert" wird. "Aus Mücken werden Erephanten. gemacht. Das parlament
ist das Podium für Gern- und Vierredner, für "[olitische enrgeizrinle".
Ein Parlamentsmitgried steht im Rampenricht und gerät teiörrt in 

"ee-
fahr, nach Effekt zu haschen und Opportunismus zu betreiben.
Das Einschieben eines parramentes zwischen Vork und Exekutivekönnte dazu führen, dass der Bürger sich gewissermassen 

"Joppettregiert fühlt".

Es hängt in erster Linie von den persönrichen euaritäten seiner tVlit-glieder ab, wie der Grosse Gemeinderat seine Aufgaben erfülrt. ob-
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4.10 <Die Stimmberechtigten büssen unter der ausserorden
Gemeindeorganisation bisherige politische Flechte ein,

s ebenso wichtig wie das Einrichten eines parlamentes
gezielte Verbesserung der Stellu ng unserer Exekutivbehörden,

auf sie kommt es in der Gestalt ung der Kommunalpolitik, desDie Möglichkeit, eine lnitiative einzureichen oder zusammen mit ganzen Gemeindelebens und -G eschehens am Ende entscheidend andern Bürgern gegen Beschlü sse des Grossen Gemeinderates das Um im lnteresse des Ganzen ein harmonisches, sich ergänzendesferendum zu ergreifen , vermag den Verl ust des Mitspracherechtes Nebeneinander von "Klei nem' Gemeinderat und Grossem Gemeinde-Gem eindeversammlungen nicht aufzuw iegen. Dazu kommt der völ

schon nur gut ausgewiesene Vertreter ins Parlament gewählt
sollten, verhindern parteiliche Bindungen und Partei-lnteressen
der Proporzwahl mit vorgedruckten Listen manchmal die Wahl
am besten geeigneten Stimmbü rger. (Vgl. dazu auch Abschnitt 9.7.)

usw.). Es ist heute schon schwer, fähige Leute für die
zu finden; in Zukunft d ürfte dies noch schwieriger werden,

Köpfe" sich nicht oh ne weiteres z. B. in den "Kleineno
erat portieren lassen, wenn sie befürchten, einem allzu ein_

ngsfreudigen Grossen Gemeinderat gegenüberzustehen

4.11 <Die stellung der Gerneindebehörden (Exekutive) wird durch
Einführung des Gemeindeparlamentes geschwächt,

4.12 <Die Gemeindedemokratie wird beeinträchtigt, wenn die bisher
vom Bürger gewählte selbständige Rechnungsprüfungskommis-
sion mit Einführung der parramentarischen organisation dahin-
fällt,,

Verlust des Anfragerechtes. Die Akteneinsicht bei Geschäften
Grossen Gemeinderates i st dem Bürger, abgesehen von Vor
und Rechn ung, vervrehrt. Allerdings dürfte diese Rechtsschm
die Bürge r wenig berühren, weil sie bereits jetzt weithin auf die
einsich t und den Versammiungsbesuch freiwillig verzichten

Der Wegfall der Gemeindeversammlung wird durch öffentliche
sammlungen und lnformationen in der Ortspresse wettgemacht,
dass die Bürger über das parlamentari sche Geschehen glei
unterrichtet werden

Obschon der Grosse Gemeinderat nichts anderes als Ersatz für dieGemeindevers ammlung ist, wird mit seiner Einfüh rung die Stelder Exeku tive dennoch etwas geschwächt. Sie verliert bei dernungs- und Will ensbildung weitgehend den direkten Kontakt mitBürgern. Auf i hre lnitiativen im fakultativen Referendumsb
braucht der G rosse Gemeinderat nicht einmal einzutreten. lm
torischen Referend umsbereich kann der Grosse Gemeinderat
tiven der Exeku tive durch abiehnende Gutac hten beeinträchtigen
gefäh rden. Auch die Verstärkung der Aufsi cht könnte die Aktion
kei t der Verwal tungsbehörden unter Umständen eher lähmenfördern. Der G rosse Gem einderat ist keine Verwaltungs_, keine
zugstnstanz. Er soll sich nicht unnötig in die Arbeit der Exe
einmisch en, deren Stellung heute oh nehin viel schwieriger undgeschwächter ist als früher (Wachst um der Gemeinde, Aufgabemehrung an sich, Geldwertsch wund Schwund der finanziellen

rat zu ermöglichen, muss in der Gemeindeordnung auf sorgfältige,
wohlabgewogene Kompetenzabgrenzung grösstes Gewicht gelegt
werden. Das gilt auch für die vom Grossen Gemeinderat selblst zu
erlassende Geschäftsordnung. Alles soll darauf angelegt sein, unnö-
tige Reibungsflächen zwischen Parlament und Gemeinderat bzw,
Exekutive zu vermeiden. Das gute Funktionieren des parlamentari-
schen systems in der Beziehung zu den verwaltungsbehörden, d. h.
der verwaltung überhaupt, hängt von personellen, menschlichen Fak-
toren ab, die bei der wahl des parlamentes und der Gemeindevor-
steherschaft unbedingt beachtet werden müssen.

4.13 <Es ist unbefriedigend, dass die oberstufenschurgemeinde nicht
in das parlamentarische System einbezogen werden kann>

Die. gebietsmässig anders ars die politische Gemeinde geartete ober-stufenschulgemeinde wädenswir muss, sorange Hütten und schönen-berg ihr zugehören, die ordentriche GemeiÄdeorganisation n,',ii c"-

unter dem parlamentarischen system muss nach Gesetz die bishe-
rige Rechnungsprüfungskommission durch eine interne Rechnungs-
prüfungskommission deö Grossen Gemeinderates ersetzt werden. Das
führt zu einer "Verarmung. der föderalistischen Struktur der Gemein_
dedemokratie. Der vom parlament aus seiner Mitte gewählte prü-
fungsausschuss ist nicht mehr so unabhängig wie die Rlechnungsprü-
fungskommission der ordenflichen Gemeindeorganisation.
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meindeversammlung beibehalten. Die Gemeindeversammlung 6
Spezialgemeinde wird deshalb in Zukunft wohl noch mehr unter
suchermangel leiden, wenn sie unabhängig von der Poli
Gemeinde, evtl. nur noch zusammen mit der ebenfalls fortbes
Gemeindeversammlung der ev.-ref. Kirchgemeinde, abgehalten
den muss.

An dieser Situatjon lässt sich aus gemeinderechtlichen Gründen
ändern. So würde z. B. der Grosse Gemeinderat u. a. den
fuss für die Politische Gemeinde festsetzen und deren Voranschl
genehmigen, während dies bei der Oberstufenschulgemeinde und
beiden Kirchgemeinden nach wie vor die Gemeindeversamm
resp. die Stimmberechtigten entscheiden. Dieser organisatori
Schönheitsfehler muss beim Uebergang zum parlamentarischen
stem in der Politischen Gemeinde vorläufig in Kauf genommen w

Ordentliche oder ausserordentliche Gerneindeorganisation?
Zusammenfassende Würdigung des Pro und Kontra

Mit der Frage, ob die Gemeindeorganisation gewechselt werden
steht nlcht die Demokratie an sich zur Diskussion, sondern led
die Form ihrer Einrichtungen. Formen aber sind wandelbar und sol
veränderten Gegebenheiten angepasst werden. Wenn wie in den
ren'1945-1970 nur 6,3 Prozent der Bürger als Träger der Gemei
souveränität an der Gemeindeversammlung teiinehmen, beweist d

dass diese Organisation nicht mehr dem mehrheitlichen Willen
Bürger entspricht. Dazu kommt, dass die Gemeindeversammlung
te, bei einem Total von rund 8000 Sitmmberechtigten, Überhaupt ni

mehr funktionieren könnte, selbst wenn nur ein Fünftel der Stim
berechtigten sich einfinden würde. Nicht nur fehlt der Raum,
die Versammlung wäre bei einer stärkeren Beteiligung der Sti
bürger kaum mehr aktionsfähig. Eine Massenversammlung kann
der mehrmals im Jahr einberufen werden, noch kann sie
über Dutzende von Geschäften diskutieren und entscheiden. Bei
im vergangenen Jahrhundert eingerichteten Gemeindeversammlu
hatte man bestimmt nur an einfache Verhältnisse gedacht. Der
malige Gesetzgeber konnte die Entwicklung zum heutigen Staats-
Gemeindewesen und ihren Einfluss auf das sachliche und per
Gefüge der Gemeindedemokratie unmöglich voraussehen.

Selbst ein überzeugter Verfechter der Gemeindeversammlung
erkennen, dass die Versammlung als Organ der allgemeinen Mei
und Willensbildung die ihr einsi zugedachte Aufgabe auf die
nicht mehr ausreichend zu erfüllen vermag.

" 
-!A^Ai.te Wachstum der Gemeinde setzt dem Fortbestand der

?i:;ä;;;;tammlung seine Grenzen. Der Sachverhalt, dass z. Zt.

Yjl,.i äSO Wohnungen im Bau, ca. 700 vor dem Bau und 1700 geplant

fljl-'."d"t eine deutliche Sprache. Wenn alle diese Wohnungen ein-

""li'^o"^nen sein werden, wird sich die Zahl der Stimmberechtigten

,Ti.i'"r*if , "rt 
ungefähr 13 000 erhöhen. Vermutlich wird aber

llä"J"olung.mässige 
Entwicklung auch dann noch nicht abgeschlos-

sen sein'

nic meisten der in Abschnitt 4 erwähnten Argumente, die gegen die
l---oinOeversammlung vorgebracht werden, motivieren den Verzicht

117'ii"." tnstitution nicht ausschlaggebend. Gegen die Erhaltung der

il..rmmfunS spricht ernsthaft und entscheidend eigentlich nur, dass

iä CemeinOeversammlung von der Lokalfrage und der allgemeinen

ittionsfänigkeit her beurteilt, den Anforderungen der "vermassten'
äomeindedemokratie objektiv nicht mehr genügt. Sie nur aus blos-

Iolr fradition und rein emotioneller Einstellung weiterzuführen, wäre

Jiieatistiscn und müsste je länge je mehr der künftigen gemeinde-

oolitischen Entwicklung abträglich sein. Man darf es nicht dem Zu-

iall überlassen, ob eine kleine Beteiligung die Abhaltung der Ver-

sammlung ermöglicht, eine grössere sie jedoch mangels Platz ver-

unmöglicht. Eine zeitgemässe, funktionstüchtige Gemeindeorganisa-

tion darf nicht mit der Möglichkeit, ja Gefahr eines derartigen ver-
sagens behaftet sein. Wir sind mit unserer Gemeindeversammlung in

dei Klemme: Einerseits möchte man sie aus grundsätzlich-ideellen

Gründen erhalten, anderseits aber kann man ihr Zurückbleiben hinter
den tatsächlichen Ansprüchen von Gegenwart und Zukunft nicht über-

,sehen. Es gibt nur einen Ausweg aus der gemeindepolitisch und
gemeindeorganisatorisch unbefriedigenden Situation : die örtliche Ge-

meindeorganisation muss durch die ausserordentliche Gemeinde-
rorganisation, die Gemeindeversammlung durch den Grossen Gemein-
derat ersetzt werden.

Mancher Anhänger der Versammlungsdemokratie mag das bedau-
ern. Es wird ihm aber nichts anderes übrig bleiben, als sich zur durch
die heutigen Verhältnisse bedingten neuen ausserordentlichen Orga-
nisationsform zu bekennen. Der Uebergang von der alten zur neuen
Form ist beileibe kein Unglück. lm einen wie im andern Falle kommt
es auf den Menschen an, von ihm hängt es letztlich ab, ob eine Sache
gut oder schlecht geführt wird, ob eine allen dienende Einrichtung
spielt oder nicht. Dass auch unter der ausserordentlichen Gemeinde-
organisation stehende Gemeinwesen leben und gedeihen können,
lehren die Erfahrungen in Dietikon, Uster und anderswo.
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